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Satzung
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung

der Brandschau in der Stadt Königswinter
(Brandschau-Gebührensatzung)

vom 12.04.2000
(zuletzt geändert durch Satzung vom 18.12.2001)

Aufgrund des § 41 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit den §§ 1 Abs. 2 Satz
1 und 6 des Gesetzes über den Feuerschutz und die Hilfeleistung
(FSHG) vom 10. Februar 1998 (GV. NRW. S. 122/GV. NRW. 213) sowie
der §§ 7 und 76 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV.
NRW. S. 728) - SGV. NRW. 2023 - und der §§ 4 und 5 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober
1969 - GV. NRW. 610 - hat der Rat der Stadt Königswinter in seiner Sit-
zung am 10.04.2000 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Zweck der Brandschau

(1) Die Brandschau wird durchgeführt, um präventiv zu prüfen, ob Ge-
bäude und Einrichtungen, die in erhöhtem Maße brand- oder explo-
sionsgefährdet sind oder in denen bei Ausbruch eines Brandes oder
bei einer Explosion eine große Anzahl von Personen oder erhebli-
che Sachwerte gefährdet sind, den Erfordernissen des abwehren-
den Brandschutzes entsprechen.

(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden Brandschutzes
dient der Feststellung brandschutztechnischer Mängel und Gefah-
renquellen sowie der Anordnung von Maßnahmen, die der Entste-
hung eines Brandes oder der Ausbreitung von Feuer und Rauch
vorbeugen und bei einem Brand oder Unglücksfall die Rettung von
Menschen und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame
Löscharbeiten ermöglichen.

§ 2
Gebührenpflichtige Amtshandlungen

(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen
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a) zur Durchführung der Brandschau im Sinne von § 1 einschließ-
lich deren Vor- und Nachbereitung. Dies gilt auch in den Fällen,
in denen die für die Brandschau zuständige Dienststelle an
Prüfungen der Bauaufsicht beteiligt ist und dabei zugleich eine
Brandschau vornimmt,

b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nachschau),

c) auf dem Gebiet des vorbeugenden und abwehrenden Brand-
schutzes außerhalb des Baugenehmigungsverfahrens, die
mündlich oder schriftlich beantragt worden und mit der Anferti-
gung einer gutachtlichen Stellungnahme eines Brandschutzgut-
achtens oder eines Brandschutzkonzeptes zu einem definierten
Objekt verbunden sind.

(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Dienststellen, insbesondere der
Bauaufsicht, zur Erhebung von Gebühren aufgrund besonderer Vor-
schriften, wenn sie in eigener Zuständigkeit an der Durchführung der
Brandschau teilgenommen haben oder nach Durchführung der
Brandschau tätig geworden sind.

§ 3
Gebührenmaßstab

(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshandlung (ein-
schließlich An- und Abfahrtsweg) und nach der Zahl der notwendig
eingesetzten Kräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die Ko-
sten für in Anspruch genommene Fremdleistungen. Bei der Bemes-
sung der Gebühren werden zudem Umfang und Schwierigkeitsgrad
der Amtshandlungen im Einzelfall berücksichtigt.

(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im einzelnen nach den in der
Anlage aufgeführten Bestimmungen und Sätze des Gebührentarifes.
Die Anlage ist Bestandteil der Satzung.

§ 4
Auslagenersatz

Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der Amtshandlung
entstehen, sind zu ersetzen, auch wenn eine Befreiung von der Gebühr
für die Amtshandlung besteht.
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§ 5
Brandschaupflichtige Objekte und zeitliche Folge der Brandschau

(1) Die Festlegung der einer Brandschau unterliegenden Objekte und
Einrichtungen erfolgt in Anwendung der maßgeblichen Vorschriften
durch die Ordnungsverwaltung der Stadt.

(2) Die zeitliche Folge der Brandschau richtet sich bei Objekten, die
Gegenstand von Sonderbau-Verordnungen oder baurechtlichen An-
ordnungen sind, nach den entsprechenden baurechtlichen Vor-
schriften. Im Übrigen ist die Brandschau je nach Gefährdungsgrad in
Zeitabständen von längstens fünf Jahren durchzuführen.

(3) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brandschau, werden
diese von der zuständigen Dienststelle unter Berücksichtigung des
Gefährdungsgrades von Objekten nach pflichtgemäßem Ermessen
festgelegt.

(4) Der Umfang der Brandschau wird von der damit beauftragten Fach-
kraft nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt.

§ 6
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder sonstige Nut-
zungsberechtigte des der Brandschau unterworfenen Objekts sowie
derjenige, der eine Leistung gemäß § 2 Abs. 1 Buchst. c) beantragt.
Mehrere Personen im Sinne des Satzes 1 haften als Gesamtschuld-
ner.

(2) Von den Gebühren befreit sind

1. das Land, die Gemeinden und die Gemeindeverbände, sofern
die Leistung der Verwaltung nicht ihre wirtschaftlichen Unter-
nehmen betrifft,

2. die Bundesrepublik und die anderen Länder, sofern Gegensei-
tigkeit gewährleistet ist,

3. die Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen
Rechts, soweit die Leistung der Verwaltung unmittelbar der
Durchführung kirchlicher oder religiöser Zwecke dient.
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§ 7
Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung,

Erlass der Gebühr

(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. Die Gebühr
wird durch einen Bescheid festgesetzt. Sie ist mit Zugang des Be-
scheides fällig und innerhalb von einem Monat zu entrichten.

(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise gestundet
werden, wenn die Entrichtung innerhalb des angegebenen Zah-
lungszeitraumes eine erhebliche Härte für den Schuldner bedeuten
würde und der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet er-
scheint. Die Stundung ist in der Regel nur auf Antrag und bei einer
Gebühr von über 1.000,00 DM gegen Sicherheitsleistung zu gewäh-
ren.

(3) Von der Erhebung der Gebühr kann abgesehen werden, soweit dies
nach Lage des Einzelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund
gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist.

§ 8
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
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Gebührentarif

Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung über die Erhe-
bung von Gebühren für die Durchführung der Brandschau in der Stadt
Königswinter gelten folgende Sätze:

I. Durchführung einer Brandschau oder einer Nachschau am
Objekt nach Dauer der Amtshandlung

1. je angefangene Stunde pauschal 40,00 €

2. bei überdurchschnittlichem Schwierig-
keitsgrad des Objektes
je angefangene Stunde pauschal 51,00 €

II. Vorbereitung und/oder Nachbereitung er Brandschau ent-
sprechend dem Arbeitsaufwand

1. je angefangene halbe Stunde pauschal 21,00 €
2. bei überdurchschnittlichem Schwierig-

keitsgrad des Objektes
je angefangene halbe Stunde pauschal 27,00 €

III. Durchführung einer Objektbesichtigung auf Antrag von Per-
sonen im Sinne des § 6 Abs 1 Satz 1

Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender Anwendung
der Regelungen zu I.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren für die
Durchführung der Brandschau in der Stadt Königswinter (Brandschau-
Gebührensatzung) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann,
es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht
worden,

c) der Stadtdirektor hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Königswinter, den 12. April 2000

 gez. Wirtz
Bürgermeister


